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Entwurf eines Fünfundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die Kriegsschadenrente nach dem Lastenausgleichsgesetz be- 
darf einer abschließenden materiellen Regelung, 


B. Lösung 

Die Unterhaltshilfe soll — wie die Leistungen der Kriegsopfer- 
versorgung — ab 1973 dynamisiert werden. Für das Hinein- 
wachsen ehemals selbständiger Geschädigter und wirtschaftlich 
abhängiger Familienangehöriger in die Kriegsschadenrente wird 
eine abschließende Regelung vorgeschlagen. Die bisherige Ver- 
mögensgrenze für den Bezug von Unterhaltshilfe soll wegfallen. 
Den krankenversorgten Unterhaltshilfeempfängern wird ein 
Anspruch auf Vorsorgeuntersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten eingeräumt. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Der Entwurf führt für den Zeitraum des Finanzplans bis 1975 zu 
folgenden Mehraufwendungen: 



1972 

1973 

1974 

1975 



in Millionen DM 


Dynamisierung 

der Unterhaltshilfe 



88,0 

107,0 

196,0 

weiteres Hineinwachsen 

. 9,0 

20,4 

31,4 

42,4 

zusammen . . 

. 9,0 

108,4 

138,4 

238,4 

Davon haben zu tragen: 

der Bundeshaushalt 

. 1,5 

18,1 

21,8 

37,0 

die Haushalte der Länder . . 

. 3,0 

36,1 

43,5 

73,8 

der Ausgleichsfonds 

. 4,5 

54,2 

73,1 

127,6 


Die auf den Bundeshaushalt entfallenden Mehraufwendungen 
sind im Entwurf des Bundeshaushaltsplans für 1972 und im 
Finanzplan 1971 bis 1975 berücksichtigt. Die vorstehend nicht 
erwähnten Verbesserungen fallen finanziell nicht ins Gewicht. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Fünfundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (25. ÄndG LAG) 

— Drucksache VI/3447 — 


A. Bericht der Abgeordneten Freiherr von Fircks 
und Hofmann 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung mit Datum vom 19. Mai 1972 beim Deutschen 
Bundestag eingebracht und von diesem in der 
190. Sitzung am 9. Juni 1972 ohne Aussprache dem 
Innenausschuß federführend, dem Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung mitberatend und dem Haus- 
haltsaussdiuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 14. Juni 1972 abgeschlossen. Der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung hat am 16. Juni 
1972 zu dem Gesetzentwurf Stellung genommen und 
empfohlen, den Entwurf in der vom Innenausschuß 
vorgeschlagenen Fassung zu billigen. Der Haushalts- 
ausschuß wird seinen Bericht gemäß § 96 der Ge- 
schäftsordnung gesondert abgeben. 

11. Grundsätzliches 

Ziel des Gesetzentwurfs ist nach Aussage der 
Bundesregierung, eine abschließende materielle Re- 
gelung auf dem Gebiet der Kriegsschadenrente und 
der laufenden Beihilfen herbeizuführen. Der Aus- 
schuß hat den von der Bundesregierung vorgeschla- 
genen Verbesserungen durch Dynamisierung der 
Unterhaltshilfe, abschließende Regelung des weite- 
ren Hineinwachsens in die Kriegsschadenrente, Weg- 


fall der Vermögensgrenze für den Bezug von Unter- 
haltshilfe und Einräumung eines Anspruchs auf Vor- 
sorgeuntersuchungen zur Früherkennung von Krank- 
heiten bei krankenversorgten Unterhaltshilfeemp- 
fängern zugestimmt. Aus Gründen der Verein- 
fachung hielt es der Ausschuß darüber hinaus für 
zweckmäßig, die zum 1. Januar 1973 notwendige 
Anpassung der Unterhaltshilfe in den Gesetzentwurf 
einzubeziehen, so daß es einer Regelung durch 
Rechtsverordnung erst ab 1974 bedarf. Darüber hin- 
aus hat der Ausschuß eine Reihe nachrangiger Än- 
derungen vor allem zur Anpassung der übrigen Ge- 
setze an das Lastenausgleichsgesetz vorgenommen. 

III. Zu den Einzelvorschriften 

Soweit der Ausschuß den Regierungsentwurf un- 
verändert übernommen hat, wird auf die Begründung 
des Entwurfs — Drucksache Vl/3447 Seite 6 ff. — ver- 
wiesen. 

Die überwiegende Zahl der vom Ausschuß zusätz- 
lich beschlossenen Änderungen betrifft die Anpas- 
sung der Unterhaltshilfe zum 1. Januar 1973 (§ 1 
Nr. 6 Buchstabe a, Nr. 7 a bis 7 c, Nr. 8 a und 8 b, 
Nr. 9 Buchstabe b, Nr. 12 Buchstabe a sowie Nr. 17 
Buchstaben a und b). Die hier vorgenommenen Er- 
höhungen entsprechen dem Satz der Rentenanpas- 
sung nach dem Entwurf des Fünfzehnten Rentenan- 
passungsgesetzes von 9,5 V. H. Der Ausschuß hat 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/3545 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


diese Anpassung in den Entwurf aufgenommen, um 
den Erlaß einer Rechtsverordnung noch in diesem 
Jahr zu ersparen und die Verwaltung in die Lage 
zu versetzen, die notwendigen Vorarbeiten so recht- 
rechtzeitig treffen zu können, daß die verbesserten 
Leistungen schon zum 1. Januar 1973 an die Berech- 
tigten gezahlt werden können. 

Zu §1 Nr. 11 (§ 277 a LAG) 

Der vorgesehene Zeitpunkt für die Anpassung 
der Unterhaltshilfe durch Rechtsverordnung könnte 
auf den 1. Januar 1974 verschoben werden, nachdem 
der Ausschuß die Anpassung zum 1. Januar 1973 in 
den Gesetzentwurf aufgenommen hat. In Nummer 1 
war ferner der im 4. Unterhaltshilfe-Anpassungsge- 
setz eingeführte Sozialzuschlag zur Unterhaltshilfe 
aufzuführen, der ebenfalls der Anpassung bedarf. 

Zu § 1 Nr. 12 (§ 279 LAG) 

Der Sozialzuschlag zur Unterhaltshilfe, der nach 
Einbringung des vorliegenden Entwurfs beschlossen 
worden ist, wurde in dem neuen Absatz 3 berück- 
sichtigt. 

Zu § 2 Nr. 2 (§ 38 RePG) 

Die vorgeschlagene Streichung ist zur Anpassung 
an § 230 Abs. 4 Satz 2 LAG notwendig. 

Zu § 3 Nr. 1 (§ 7 Abs. 2 BFG) 

Buchstabe a dient der Klarstellung und entspricht 
der Regelung für den gleichen Sachverhalt in § 12 
Abs. 2 Nr. 2 des Lastenausgleichsgesetzes. 


Zu § 4 Nr. 2 (§ 12 FlüHG) 

Buchstabe b ist zur Anpassung an das 4. Unter- 
haltshilfe-Anpassungsgesetz (Einführung des Sozial- 
zuschlags) erforderlich. Dabei erschien es ratsam, 
auch die neue Vorschrift des § 277 a LAG über die 
Dynamisierung der Unterhaltshilfe aufzuführen. 

Zu § 5 a (Kosten im verwaltungsgerichtlichen Ver- 
fahren bei Klaglosstellung) 

Durch den vorliegenden Entwurf werden sich eine 
Reihe von Reditsmittelverfahren erledigen. Dieses 
soll durch die vorgeschlagene Kostenregelung er- 
leichtert werden. Sie entspricht der Regelung in zahl- 
reichen früheren Novellen zum Lastenausgleichsge- 
setz, zuletzt in § 7 des 20. ÄndG LAG. 


Zu § 5 b (Überleitungsvorschrift für die Kriegs- 
schadenrente) 

Die Vorschrift soll verhindern, daß den Geschädig- 
ten, die nunmehr in die Kriegsschadenrente hinein- 
wachsen können, aus der Verkündung des 25. ÄndG 
LAG erst nach dem 1. Januar 1972 Nachteile ent- 
stehen. 


Zu § 7 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift bedurfte der Anpassung an die vom 
Ausschuß vorgenommenen zusätzlichen Änderungen 
in den §§ 1 bis 4. Insbesondere bedurfte es der Auf- 
nahme einer Vorschrift über das Inkrafttreten der 
zusätzlich vorgesehenen Erhöhung der Unterhalts- 
hilfe mit Wirkung vom 1. Januar 1973. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Freiherr von Fircks Hofmann 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3447 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 16. Juni 1972 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks Hofmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Fünfundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes (25. ÄndG LAG) 

— Drucksache VI 73447 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Fünfundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(25. ÄndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1909), zuletzt geändert durch das 4. Unter- 
haltshilfe-Anpassungsgesetz vom (Bundes- 

gesetzblatt IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 234 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Bei Antragstellern, für die ein Schaden nach 
dem Feststellungsgesetz erstmals nach dem 
31. Dezember 1971 oder ein Schaden nach dem 
Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz erst- 
mals nach dem 31. Dezember 1973 festgestellt 
wird, endet die Frist für den Antrag auf Haupt- 
entschädigung frühestens ein Jahr nach Ablauf 
des Monats, in dem die Entscheidung über die 
Schadensfeststellung unanfechtbar oder rechts- 
kräftig wird." 

2. In § 247 Satz 2 werden nach den Worten „§ 12 
Abs. 7 Nr. 1" die Worte „und des § 15 a 
Abs. 4 Nr. 1 " eingefügt. 

3. In § 261 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „Ein- 
kommens- und Vermögensverhältnissen" durch 
das Wort „Einkommens Verhältnissen" ersetzt. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf eines Fünfundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleidisgesetzes 
(25. ÄndG LAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1909), zuletzt geändert durch das 4. Unter- 
haltshilfe-Anpassungsgesetz vom . . . (Bundesgesetz- 
blatt IS....), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 


Entwurf 

4. § 264 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 273 
Abs. 5 und 6, des § 282 Abs. 4" durch die 
Worte „§ 273 Abs. 5 bis 7, des § 282 Abs. 4 
und 5" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Worten 
„dieses Gesetzes" die Worte spätestens 
jedoch am 31. Dezember 1971," eingefügt. 

c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „§ 273 
Abs. 5 und 6, § 282 Abs. 4" durch die Worte 
,,§ 273 Abs. 5 bis 7, § 282 Abs. 4 und 5" er- 
setzt. 

5. § 265 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Erwerbsunfähigkeit im Sinne des Absatzes 1 
muß, vorbehaltlich des § 273 Abs. 5 bis 7, 
des § 282 Abs. 4 und 5 und des § 284 Abs. 2, 
spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, bei späterer Aufenthalt- 
nahme im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nach § 230 Abs. 2 Nr. 1 im Zeitpunkt der 
Aufenthaltnahme, spätestens jedoch am 
31. Dezember 1971, Vorgelegen haben." 

b) In Satz 3 Nr. 2 werden die Worte „§ 273 
Abs. 5 und 6, § 282 Abs. 4" durch die Worte 
„§ 273 Abs. 5 bis 7, § 282 Abs. 4 und 5" 
ersetzt. 

6. § 267 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 1 Satz 6 werden die Worte „oder 
ein Freibetrag nach Absatz 2 Nr, 2 Buch- 
stabe c" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 Buchstabe c wird der 
Strichpunkt durch ein Komma ersetzt und 
angefügt „vermindert um einen nach Ab- 
satz 1 Satz 6 gewährten Erhöhungsbetrag zur 
Pflegezulage;". 

c) In Absatz 2 Nr. 2 Satz 2 Buchstabe d werden 
im ersten Halbsatz nach den Worten „§ 51 
Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes und 
im zweiten Halbsatz nach dem Wort „Bun- 
desversorgungsgesetz" jeweils die Worte 
„in der am 1. Januar 1972 geltenden Fas- 
sung" eingefügt. 

7, § 268 wird gestrichen. 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 267 wird wie folgt geändert; 

Oa) In Absatz 1 wird ersetzt 

in Satz 1 die Zahl „255" durch die Zahl 
„279", 

in Satz 2 die Zahl „170" durch die Zahl 
„186" und die Zahl „87" durch die Zahl 
„95", 

in Satz 6 die Zahl „55" durch die Zahl „65". 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


7. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


7a. In § 269 wird ersetzt 

a) in Absatz 1 die Zahl „255“ durch die Zahl 
. 279 “, 

b) in Absatz 2 die Zahl „170" durch die Zahl 
„186" und die Zahl „87“ durch die Zahl „95". 

7b. In § 269 a wird ersetzt 

a) in Absatz 2 

die Zahl „55“ durch die Zahl „60“, 
die Zahl „70" durch die Zahl „77", 
die Zahl „85" durch die Zahl „93“, 
die Zahl „95“ durch die Zahl „104", 
die Zahl „105" durch die Zahl „115“ und 
die Zahl „115“ durch die Zahl „126“, 

b) in Absatz 3 

die Zahl „30" durch die Zahl „33“, 
die Zahl „35" durch die Zahl „38“, 
die Zahl „40" durch die Zahl „44“, 
die Zahl „45“ durch die Zahl „49“, 
die Zahl „50" durch die Zahl „55“ und 
die Zahl „60“ durch die Zahl „66“. 


7c. In § 270 a Abs. 2 wird ersetzt 

a) in Satz 1 die Zahl „30" durch die Zahl „33", 

b) in Satz 2 die Zahl „45“ durch die Zahl „49" 
und die Zahl „55“ durch die Zahl „60“. 


8. Dem § 273 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Ist der Geschädigte nach dem 31. Dezem- 
ber 1906 (eine Frau nach dem 31. Dezember 
1911) geboren oder nach dem 31. Dezember 1971 
erwerbsunfähig im Sinne des § 265 Abs. 1 
geworden, wird Unterhaltshilfe nach Absatz 5 
und Absatz 6 Nr. 2 gewährt, wenn eine Existenz- 
grundlage im Sinne dieser Vorschriften nach 
Vollendung des 16. Lebensjahres bis zum Ver- 
lust dieser Existenzgrundlage insgesamt min- 
destens 10 Jahre bestand. Beim Verlust einer 
Existenzgrundlage im Sinne des Absatzes 5 
Nr. 1 werden auch Zeiten des Bestehens einer 
Existenzgrundlage im Sinne des Absatzes 6 
Nr. 2 und beim Verlust einer Existenzgrundlage 
im Sinne des Absatzes 6 Nr. 2 auch Zeiten des 
Bestehens einer Existenzgrundlage im Sinne des 
Absatzes 5 Nr. 1 berücksichtigt" 


8. unverändert 


8a. In § 274 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz wird die 
Zahl „240" ersetzt durch die Zahl „272“. 


8b. In § 275 Abs. 1 wird ersetzt 

a) in Satz 2 die Zahl „141" durch die Zahl „154", 

b) in Satz 3 die Zahl „20" durch die Zahl „22". 
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Entwurf 

9. § 276 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird die Zahl „30" durch 
die Zahl „45" ersetzt. 


b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Durch Rechtsverordnung kann der in 
Absatz 2 Satz 1 bestimmte Betrag der Ent- 
wicklung der Beiträge zur freiwilligen Kran- 
kenversicherung angepaßt werden." 


10. Nach § 276 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

r,§ 276 a 

Maßnahmen zur Früherkennung 
von Krankheiten 

(1) Personen, denen nach § 276 Abs. 1 Kran- 
kenversorgung gewährt wird, haben als wei- 
tere zusätzliche Leistung zur Sicherung ihrer 
Gesundheit Anspruch auf die in § 181 der 
Reichsversidierungsordnung und in einer 
Rechtsverordnung zu § 181 a der Reichsversidie- 
rungsordnung vorgesehenen Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten. 

(2) § 276 Abs. 3 und 5 ist entsprechend an- 
zuwenden." 

11. Nach § 277 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 277 a 

Anpassung der Unterhaltshilfe 

Die Unterhaltshilfe wird jährlich, erstmals mit 
Wirkung vom 1. Januar 1973 , durch Rechtsver- 
ordnung entsprechend dem Hundertsatz ange- 
paßt, um den sich die allgemeine Bemessungs- 
grundlage, die der Rentenanpassung nach § 1272 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung für das 
laufende Kalenderjahr zugrunde gelegt worden 
ist, gegenüber der, die für die Rentenanpas- 
sung des voraufgegangenen Jahres zugrunde 
gelegt worden war, verändert hat. Anzupassen 
sind 

1. die Beträge in § 267 Abs. 1 Satz 1, 2 und 
6, § 269 Abs. 1 und 2 (Einkommenshöchst- 
betrag und Sätze der Unterhaltshilfe), 
§ 269 a Abs. 2 und 3 (Sätze des Selbstän- 
digenzuschlags), § 275 Abs. 1 (Satz der 
Unterhaltshilfe für Vollwaisen) sowie in 
§ 276 Abs. 4 Satz 1 und 5 (Einbehaltungs- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

9. § 276 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

aa) In Absatz 4 wird ersetzt 

in Satz 1 die Zahl „81" durch die Zahl 
„ 89 ", 

die Zahl „59" durch die Zahl „65" und 
die Zahl „37" durch die Zahl „41", 

in Satz 5 die Zahl „102" durch die Zahl 

„ 112 ". 

b) unverändert 


10. unverändert 


11. Nach § 277 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

»§ 277 a 

Anpassung der Unterhaltshilfe 

Die Unterhaltshilfe wird jährlich, erstmals mit 
Wirkung vom 1. Januar 1974 durch Rechtsver- 
ordnung entsprechend dem Hundertsatz ange- 
paßt, um den sich die allgemeine Bemessungs- 
grundlage, die der Rentenanpassung nach § 1272 
Abs. 1 der ReichsversicJierungsordnung für das 
laufende Kalenderjahr zugrunde gelegt worden 
ist, gegenüber der, die für die Rentenanpas- 
sung des voraufgegangenen Jahres zugrunde 
gelegt worden war, verändert hat. Anzupassen 
sind 

1. die Beträge in § 267 Abs. 1 Satz 1, 2 und 6, 
§ 269 Abs. 1 und 2 (Einkommenshöchstbetrag 
und Sätze der Unterhaltshilfe), § 269 a Abs. 
2 und 3 (Sätze des Selbständigenzuschlags), 
§ 270 a Abs. 2 (Sätze des Sozialzuschlags), 
§ 275 Abs. 1 (Satz der Unterhaltshilfe und 
des Sozialzuschlags für Vollwaisen) sowie 
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Entwurf 

betrage bei längerdauernder Krankenhaus- 
behandlung und Schonbetrag für Empfänger 
von Rentnerunterhaltshilfe), 

2. der Hundertsatz in § 274 Abs. 2 Satz 1 
erster Halbsatz (Zuschlag zur weggefallenen 
monatlichen Zahlung bei der Rentnerunter- 
haltshilfe). 

Auf- und Abrundungen auf volle Deutsche Mark 
und einen vollen Hundertsatz sind zulässig." 

12. Dem § 279 wird folgender Absatz 3 angefügt: 


„(3) Die Sätze des Einkommenshöchstbetrags 
nach Absatz 1 sind jährlich durch Rechtsverord- 
nung um die Beträge anzupassen, um die sich 
die Sätze der Unterhaltshilfe durch Anpassung 
nach § 277 a verändern." 


13. In § 280 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 

„§ 282 Abs. 4" die Worte „und 5" eingefügt. 

14. § 282 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Halbsatz 2 werden nach dem 
Wort „kann" die Worte „vorbehaltlich des 
Absatzes 5" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden vor den Worten „nur 
gewährt" die Worte „vorbehaltlich des Ab- 
satzes 5" eingefügt. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Ist der Geschädigte nach dem 31. De- 
zember 1906 (eine Frau nach dem 31. Dezem- 
ber 1911) geboren oder nach dem 31. Dezem- 
ber 1971 erwerbsunfähig im Sinne des § 265 
Abs. 1 geworden, wird Entsdiädigungsrente 
nach Maßgabe des Absatzes 4 neben laufen- 
der oder ruhender Unterhaltshilfe nach § 273 
Abs. 7 gewährt." 


15. In § 283 Nr. 3 Satz 4 werden nach den Worten 
„Satz 1" die Worte „Buchstabe a" eingefügt. 
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Beschlüsse des 4. Ausschusses 

in § 276 Abs. 4 Satz 1 und 5 (Einbehaltungs- 
beträge bei längerdauernder Krankenhaus- 
behandlung und Schonbetrag für Empfänger 
von Rentnerunterhaltshilfe), 

2. unverändert 


Auf- und Abrundungen auf volle Deutsche Mark 
und einen vollen Hundertsatz sind zulässig." 

12. § 279 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird ersetzt 

die Zahl „570" durch die Zahl „597", 
die Zahl „290" durch die Zahl „310", 
die Zahl „95" durch die Zahl „103", 
die Zahl „206" durch die Zahl „219", 
die Zahl „800" durch die Zahl „827", 
die Zahl „321" durch die Zahl „334", 
die Zahl „345" durch die Zahl „365" und 
die Zahl „146" durch die Zahl „154". 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt; 

„(3) Die Sätze des Einkommenshöchst- 
betrages nach Absatz 1 sind jährlich durch 
Rechtsverordnung um die Beträge anzupas- 
sen, um die sich die Sätze der Unterhaltshilfe 

einschließlich des Sozialzuschlags durch An- 
passung nach § 277 a verändern." 

13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 
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16. In § 290 Abs. 3 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 

„Bei einem Anspruch auf Rentennachzahlung bis 
zu 40 Deutsche Mark kann der Leiter des Aus- 
gleichsamtes von der unmittelbaren Bewirkung 
an den Ausgleichsfonds Abstand nehmen und 
nach Absatz 1 Satz 3 und 4 verfahren." 


17. Dem § 292 wird folgender Absatz 7 angefügt: 


„ (7) Durch Rechtsverordnung nach § 277 a 
sind die Beträge in Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 
Satz 2 und Absatz 4 Nr. 1 (Schonbetrag für Emp- 
fänger von Rentnerunterhaltshilfe) sowie im 
vorletzten Satz des Absatzes 4 (Taschengeld- 
sätze) jährlich anzupassen.“ 

18. § 301 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Zur Beihilfe zum Lebensunterhalt werden Lei- 
stungen nach den §§ 276, 276 a und 277 ge- 
währt.“ 

19. In § 301 a Abs. 3 werden die Sätze 5 und 6 
gestrichen. 

§ 2 

Änderung des Reparationsschädengesetzes 

Dem § 12 Abs. 6 des Reparationsschädengeset- 
zes vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), 
geändert durch § 2 des Dreiundzwanzigsten Geset- 
zes zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vom 
23. Dezember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1870), wird 
folgender Satz angefügt: 


„Hatte eine Kapitalgesellschaft oder Genossen- 
schaft den Sitz im Schadensgebiet im Sinne des 
§ 3 Abs. 1 des Beweissicherungs- und Fest- 
stellungsgesetzes, wird ein Schaden an den An- 
teilen oder Geschäftsguthaben insoweit nach 
diesem Gesetz berücksichtigt, als er auf einem 
Schaden im Sinne dieses Gesetzes am Vermögen 
der Gesellschaft oder Genossenschaft in den zur 
Zeit unter fremder Verwaltung stehenden deut- 
schen Ostgebieten oder Gebieten außerhalb des 
Deutschen Reichs beruht.“ 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

16. In § 290 Abs. 3 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 

„Bei einem Anspruch auf Rentennachzahlung 
bis zu 40 Deutsche Mark kann der Leiter des 
Ausgleichsamtes von der unmittelbaren Bewir- 
kung an den Ausgleichsfonds Abstand nehmen 

und statt dessen die laufende Zahlung der 
Kriegsschadenrente bis zu einem Betrag von 
20 Deutsche Mark monatlich kürzen." 

17. § 292 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1, Absatz 3 Satz 2 und Ab- 
satz 4 Nr. 1 wird jeweils die Zahl „102" er- 
setzt durch die Zahl „112". 

b) In Absatz 4 vorletzter Satz wird ersetzt 
die Zahl „38" durch die Zahl „42", 

die Zahl „66" durch die Zahl „72" und 
die Zahl „13" durch die Zahl „14". 

c) Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

(7) unverändert 


18. unverändert 


19. unverändert 

§ 2 

Änderung des Reparationsschädengesetzes 

Das Reparationsschädengesetz vom 12. Februar 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 105), geändert durch § 2 
des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1870), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 12 Äbs. 6 wird folgender Satz angefügt: 
unverändert 


2. In § 38 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „nach 
dem 31. Dezember 1952 und" gestrichen. 
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§ 3 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

Das Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1897), geändert durch § 4 
des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl, I S. 1870), wird wie folgt geändert: 


1. § 7 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Hatte eine Kapitalgesellschaft oder Genossen- 
schaft den Sitz in den zur Zeit unter fremder 
Verwaltung stehenden deutschen Ostgebieten 
oder in Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reichs nach dem Gebietsstand vom 
31. Dezember 1937, wird ein Schaden an den 
Anteilen oder Geschäftsguthaben insoweit nach 
diesem Gesetz berücksichtigt, als er auf einem 
Schaden im Sinne dieses Gesetzes am Ver- 
mögen der Gesellschaft oder Genossenschaft im 
Schadensgebiet beruht." 


2. § 15 erhält folgende Fassung: 

.§ 15 

Berechnung von Schäden 
an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsvermögen 

(1) Für die Berechnung von Schäden an land- 
und forstwirtschaftlichem Vermögen und Grund- 
vermögen im Sinne des Bewertungsgesetzes 
sowie an Gewerbeberechtigungen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes, die nicht zum Betriebsver- 
mögen gehören, gilt § 12 des Feststellungs- 
gesetzes entsprechend mit der Maßgabe, daß bei 
der Anwendung seiner Absätze 1 und 2 vom 
letzten Feststellungszeitpunkt vor Schadensein- 
tritt und bei der Anwendung seines Absatzes 3 
vom Zeitpunkt des Schadenseintritts auszu- 
gehen ist. 

(2) Für die Berechnung von Schäden an Be- 
triebsvermögen im Sinne des Bewertungs- 
gesetzes gilt § 12 des Feststellungsgesetzes ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß bei der An- 
wendung seiner Absätze 1 und 2 vom letzten 
Feststellungszeitpunkt vor dem Schadenseintritt 
auszugehen ist. § 12 Abs. 1 des Feststellungs- 
gesetzes ist nur anzuwenden, wenn der Schaden 
an Betriebsvermögen vor dem 1. Januar 1953 
eingetreten ist; bei Schadenseintritt nach dem 
31. Dezember 1952 ist § 12 Abs. 2 des Fest- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

§ 3 

Änderung des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes 

Das Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1897), geändert durch § 4 
des Dreiundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 23. Dezember 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 1870), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert; 

a) In Satz 1 werden nach den Worten „wenn 
bei privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen 
der Schuldner" die Worte eingefügt „(bei 
Geldinstituten; die Haupt- oder Zweignieder- 
lassung)". 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Hatte eine Kapitalgesellschaft oder Genos- 
senschaft den Sitz in den zur Zeit unter frem- 
der Verwaltung stehenden deutschen Ost- 
gebieten oder in Gebieten außerhalb der 
Grenzen des Deutschen Reichs nach dem Ge- 
bietsstand vom 31. Dezember 1937, wird ein 
Schaden an den Anteilen oder Geschäftsgut- 
haben insoweit nach diesem Gesetz berück- 
sichtigt, als er auf einem Schaden im Sinne 
dieses Gesetzes am Vermögen der Gesell- 
schaft oder Genossenschaft im Schadensgebiet 
beruht." 

2. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Berechnung von Schäden 
an land- und forstwirtschaftlichem Vermögen, 
Grundvermögen und Betriebsvermögen 

(1) unverändert 


(2) Für die Berechnung von Schäden an Be- 
triebsvermögen im Sinne des Bewertungs- 
gesetzes gilt § 12 des Feststellungsgesetzes ent- 
sprechend mit der Maßgabe, daß bei der An- 
wendung seiner Absätze 1 und 2 vom letzten 
Feststellungszeitpunkt vor dem Schadenseintritt 
auszugehen ist, § 12 Abs. 1 des Feststellungs- 
gesetzes ist nur anzuwenden, wenn der Schaden 
an Betriebsvermögen vor dem 1. Januar 1953 
eingetreten ist; bei Schadenseintritt nach dem 
31. Dezember 1952 ist § 12 Abs. 2 des Fest- 
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Stellungsgesetzes anzuwenden. Bei der Anwen- 
dung des § 12 Abs. 2 des Feststellungsgesetzes 
auf nach dem 31. Dezember 1951 eingetretene 
Schäden an Betriebsvermögen sind die im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes maßgebenden 
Wertverhältnis zugrunde zu legen. 


(3) Soweit bei der Feststellung von Einheits- 
werten für Grundbesitz im Sdiadensgebiet nach 
dem 8. Mai 1945 eine Verschlechterung der maß- 
gebenden Verhältnisse infolge von Kriegszer- 
störungen berücksichtigt worden ist, sind der 
Schadensberechnung die Werte zugrunde zu 
legen, die sich ohne diese Verschlechterung 
ergeben hätten. 

(4) Sind an einer wirtschaftlichen Einheit 
mehrere Schäden eingetreten, ist der Schadens- 
berechnung der Einheitswert (Ersatzeinheits- 
wert) auf den letzten Feststellungszeitpunkt vor 
Eintritt des ersten Schadens oder, wenn sich auf 
einen späteren Feststellungszeitpunkt vor Ein- 
tritt des letzten Schadens ein höherer Einheits- 
wert (Ersatzeinheitswert) ergibt, dieser höhere 
Wert zugrunde zu legen. 

(5) Das Bestehen einer staatlichen Beteiligung 
ist festzustellen. Eine Geldeinlage des Staates 
ist in den Fällen des Schadens an Betriebsver- 
mögen als Betriebsschuld, in anderen Fällen als 
Verbindlichkeit im Sinne des § 12 Abs. 3 des 
Feststellungsgesetzes zu berücksichtigen. 

(6) Durch Rechtsverordnung wird das Nähere 
über die der Schadensberechnung nach den Ab- 
sätzen 1 bis 4 in Verbindung mit § 12 Abs. 2 
des Feststellungsgesetzes zugrunde zu legenden 
Ersatzeinheits werte bestimmt." 

3. § 16 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Sind an solchen Anteilen mehrere Schäden ent- 
standen, gilt § 15 Abs. 4 sinngemäß." 

4. In § 25 Abs. 2 werden die Worte „§ 15 Abs. 2" 
ersetzt durch die Worte „§ 15 Abs, 5". 


§ 4 

Änderung des Flüchtlingshilfegesetzes 

Das Flüchtlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Mai 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 681) wird wie folgt geändert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Ist der Geschädigte nach dem 31, De- 
zember 1906 (eine Frau nach dem 31. Dezem- 
ber 1911) geboren oder nach dem 31. Dezem- 
ber 1971 erwerbsunfähig im Sinne des § 265 
Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes gewor- 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

Stellungsgesetzes anzuwenden. Bei der Anwen- 
dung des § 12 Abs. 2 des Feststellungsgesetzes 
sind Schäden an Betriebsvermögen, die nach dem 
31. Dezember 1951 eingetreten sind, höchstens 
mit dem Betrag anzusetzen, der sich unter Zu- 
grundelegung der im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes maßgebenden Wertverhältnisse ergeben 
würde. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


§ 4 

Änderung des Flüchtlingshilfegesetzes 

Das Flüchtlingshilfegesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Mai 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 681) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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den, wird Beihilfe zum Lebensunterhalt nach 
§ 10 Abs. 1 und 3 gewährt, wenn eine Exi- 
stenzgrundlage im Sinne dieser Vorschriften 
nach Vollendung des 16. Lebensjahres bis zum 
Verlust dieser Existenzgrundlage insgesamt 
mindestens 10 Jahre bestand. Beim Ver- 
lust einer Existenzgrundlage im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden auch Zeiten 
des Bestehens einer Existenzgrundlage im 
Sinne des § 10 Abs. 3 und beim Verlust 
einer Existenzgrundlage im Sinne des § 10 
Abs. 3 auch Zeiten des Bestehens einer 
Existenzgrundlage im Sinne des § 10 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 berücksichtigt. Besondere lau- 
fende Beihilfe wird unter den Voraussetzun- 
gen des Satzes 1 nur neben laufender oder 
ruhender Beihilfe zum Lebensunterhalt ge- 
währt." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. In § 12 werden gestrichen 

a) in der Überschrift das Komma und das Wort 
„Vermögensgrenze", 


b) in Satz 1 das Komma und die Worte „die 
Vermögensgrenze " . 


3. § 15 erhält folgende Fassung: 

.§ 15 

Zusätzliche Leistungen 
zur Beihilfe zum Lebensunterhalt 

Zur Beihilfe zum Lebensunterhalt werden 
Leistungen in entsprechender Anwendung der 
§§ 276, 276 a und 277 des Lastenausgleichs- 
gesetzes gewährt." 

§ 5 

Aufhebung einer Rechtsverordnung 

Die Fünfte Verordnung über Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Juni 1966 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 346), geändert durch § 3 der Verordnung 
vom 19. Dezember 1968 (Bundesgesetzblatt I 
S. 1395), wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden das Komma und 
das Wort „Vermögensgrenze", in Satz 1 das 
Komma und die Worte „die Vermögens- 
grenze" gestrichen. 

b) Ferner werden in Satz 1 die Worte „§§ 267 
bis 270 und 275 des Lastenausgleichsgesetzes“ 
durdi die Worte „§§ 267 bis 270 a, 275 und 
277 a des Lastenausgleichsgesetzes“ ersetzt. 

3. unverändert 


§ 5 

unverändert 


§ 5a 

Kosten im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
bei Klaglosstellung 

Soweit ein Beteiligter während eines im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes anhängigen ver- 
waltungsgerichtlichen Verfahrens über die Schadens- 
feststellung oder die Gewährung von Ausgleichs- 
leistungen dadurch klaglos gestellt wird, daß in 
Durchführung dieses Gesetzes ein Bescheid zu sei- 
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§ 6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzblatt I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 7 

Inkrafttreten 

(1) Von den Vorschriften dieses Gesetzes treten 
in Kraft 

1. § 1 Nr. 2 und 15 mit Wirkung vom Inkrafttreten 
des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375), 

2. § 3 mit Wirkung vom Inkrafttreten des Beweis- 
sicherungs- und Feststellungsgesetzes (§ 49), 

3. § 2 mit Wirkung vom 1. Januar 1969, 

4. § 1 Nr. 4 bis 6, 8, 13 und 14 sowie § 4 Nr. 1 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1972, 


5. § 1 Nr. 3 und 7, § 4 Nr. 2 sowie § 5 am 1. Januar 
1974. 

Im übrigen tritt dieses Gesetz mit dem ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 
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nen Gunsten erlassen wird, oder wenn ein Beteilig- 
ter wegen eines solchen Bescheids ein Rechtsmittel 
zurücknimmt, werden Gerichtskosten nicht erhoben; 
jede Partei trägt ihre außergerichtlichen Kosten. 


§ 5b 

Überleitungsvorschrift für die Kriegsschadenrente 

An Personen, die erst auf Grund der §§ 273 und 
282 des Lastenausgleichsgesetzes in der Fassung des 
§ 1 Nr. 8 und 14 dieses Gesetzes Kriegsschadenrente 
beantragen können, wird bei Antragstellung bis zum 
31. Dezember 1973 Kriegsschadenrente mit Wirkung 
vom 1. Januar 1972 ab gewährt, frühestens jedoch 
von dem Ersten des Monats ab, in dem die Voraus- 
setzungen für die Gewährung von Kriegsschaden- 
rente eingetreten sind, 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

Inkrafttreten 

(1) Von den Vorschriften dieses Gesetzes treten 
in Kraft 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. § 1 Nr. 4 und 5, Nr. 6 Buchstaben a bis c, Nr. 8, 
13 und 14 sowie § 4 Nr. 1 und Nr. 2 Buchstabe c 
mit Wirkung vom 1. Januar 1972, 

4a. § 1 Nr. 6 Buchstabe Oa, Nr. 7 a bis 7 c, Nr. 8 a 
und 8 b, Nr. 9 Buchstabe aa, Nr. 12 Buchstabe a 
sowie Nr. 17 Buchstaben a und b mit Wirkung 
vom 1. Januar 1973, 

5. § 1 Nr. 3 und 7, § 4 Nr. 2 Buchstabe a sowie § 5 
am 1. Januar 1974. 

Im übrigen tritt dieses Gesetz mit dem ersten Tage 
des auf die Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 
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(2) § 267 Abs. 1 Satz 6 und Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 
Buchstabe c des Lastenausgleichsgesetzes ist in der 
Fassung des § 1 Nr. 6 Buchstaben a und b dieses 
Gesetzes auch für Zeiträume nach dem 31. Mai 1962 
und vor dem 1. Januar 1972 anzuwenden, wenn 
Kriegssdiadenrente für solche Zeiträume aus ande- 
ren Gründen zu berechnen ist. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) § 267 Abs. 1 Satz 6 und Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 
Buchstabe c des Lastenausgleichsgesetzes ist in der 
Fassung des § 1 Nr. 6 Buchstaben b und c dieses 
Gesetzes auch für Zeiträume nach dem 31. Mai 1962 
und vor dem 1. Januar 1972 anzuwenden, wenn 
Kriegsschadenrente für solche Zeiträume aus ande- 
ren Gründen zu berechnen ist. 
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